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Ausgabe vom 20. August
«Grüne finden, die Reichen sollen
für die Krippenplätze bezahlen»

Investitionen lohnen sich
Wieso hinkt die Schweiz
hinterher, wenn es um die
Vereinbarkeit von Beruf und
Familie geht?Während unsere
Nachbarn erkannt haben, wie
gross der gesellschaftliche
Gewinn ist, wenn man Familien
konsequent entlastet, herr
schen bei uns bisweilen auch in
linken Kreisen konservative
Rollenbilder vor. «Wir haben
das ja auch geschafft, als die
Kinder klein waren», ist so ein
Argument.Wenn wir die
Chancen unserer Kinder auf
eine gute Zukunft verbessern
möchten, müssen wir nach
vorne blicken. Dass die
Chancengerechtigkeit gestärkt
wird, wenn Familien unter
stützt werden, ist vielfach

bewiesen. Ziehen wir endlich
die richtigen Lehren daraus.
Beispielsweise bei der Finan
zierung der vorschulischen
Bildung. Als solche ist nämlich
der Besuch von Kitas zu ver
stehen. Sie sollen entsprechend
wie die Schulen über Steuern
finanziert werden. Dass Reiche
so völlig unnötig entlastet
werden, stimmt nicht wirklich.
Gutverdienende bezahlen über
die Progression deutlich
höhere Steuern. Noch ent
scheidender ist, dass so auch
Unternehmen beteiligt sind, die
von einer besseren Vereinbar
keit besonders profitieren.
Investitionen in diesem Bereich
lohnen sich also fürWirtschaft
und Sozialsystem, bringen
Erleichterungen für Eltern und
bessere Chancen für Kinder.
Melanie Nussbaumer und
Claudio Miozzari,
Grossrätin und -rat Basel Stadt (SP)

Ausgabe vom 21. August
«Basel braucht eine bessere
Ausländerpolitik»

Basel verliert seine Schweizer
Lukas Otts lapidare Recht
fertigung zum Thema ist
bezeichnend. Es ist ja auch
einfacher, demografische
Gründe als Ursache des
Problems in die Diskussion
einzubringen. Dann fühlt sich
ja auch niemand dafür
verantwortlich.Wie viele
angeregte Diskussionen führte
ich im privaten Bereich schon
zu diesem Thema? Schuld
sind wohl am Schluss
vorwiegend unsere städtischen
Politiker.Wie wäre es, wenn
unsere «Volksvertreter» in
Zukunft wieder vermehrt die
Anliegen der alteingesessenen
Basler anhören würde?Wir
Bebbi fühlen uns nicht immer
sehr wohl in unserer schönen

Stadt. Mancherorts getrauen
wir uns schon nicht mehr
aufzuhalten. Beinahe täglich
lesen wir von Übergriffen auf
Leib und Leben. An die
Bürgergemeinde Basel richte
ich gleichzeitig den Appell,
nicht um alles in derWelt die
schweizweit grösste Bürger
gemeinde sein zu wollen. Dafür
bezahlt die Bevölkerung
nämlich einen zu hohen Preis.
Wie schön wäre es doch,
wenn Basel wieder uns Baslern
gehören würde.
Paul Wichert, Basel

Ein Beitrag zur Integration
Der Untertitel: «Es kann nicht
sein, dass Basel in absehbarer
Zeit mehrAusländer zählt
als Einheimische» erinnert
mich an die von linken Parteien
und der GLP immerwieder ins
Parlament gebrachte Forderung
nach einem Stimm und

Wahlrecht für Ausländerinnen
und Ausländer. Man bedenke,
dass mit einemAusländer
stimmrecht nicht die
Baslerinnen und Basler,
sondern Menschen ohne
Schweizer Bürgerrecht wählen
und bestimmenwürden.
Viele dieser Personen sind
der deutschen Sprache nicht
mächtig, kennenweder unser
Staatssystem noch unsere
Sitten und Gebräuche – sind
also nicht integriert.
Das dürften Gründe sein,
weshalb solche Vorstösse vom
Stimmvolk schon mehrfach
abgelehnt wurden. Besteht der
Wunsch nach Zugehörigkeit
und Mitbestimmung; gibt es
denWeg der Einbürgerung.
Personen,welche anfallende
Gebühren nicht bezahlen
können, erhalten finanzielle
Unterstützung der
Bürgergemeinde. In der

Schweiz geborene Kinder und
Jugendliche bis 19 Jahre sind
von den Kantons und
Gemeindegebühren befreit.
Um die Kostenhürde für
Erwachsene zu verkleinern,
wurden die Einbürgerungs
gebühren per 1.1.2020 spürbar
gesenkt. Die Bürgergemeinde
bietet Kurse an,welche
Interessierten helfen, die
Schweiz und unsere Stadt
kennen zu lernen.
Besser als das Stimm und
Wahlrecht ohne Integrations
bemühungen zu schenken,
wäre die aktive Information
der Bevölkerung mit
Migrationshintergrund
über unser politisches System
und die Einbürgerung.
Das wäre ein Beitrag zur
Vermeidung des drohenden
Ungleichgewichts.
Corinne Eymann-Baier,
Bürgergemeinderätin LDP

Leserbriefe
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Thomas Jordan musste sich am
Wochenende einer Herzopera
tion unterziehen. Die Meldung
kommt überraschend und
erschreckt. Man kann ihm
nurwünschen, dass er rasch
gänzlich gesundet.

Seit beinahe 10 Jahren leitet
der 58Jährige die National
bank (SNB) nicht nur, er
dominiert ihre Politik bis ins
Detail – in einem Ausmass wie
kaum ein Präsident vor ihm.
Bis ins Jahr 2027 soll sich daran
nach bisherigen Plänen nichts

ändern. Erst vor kurzem hat
der Bundesrat Jordans Amtszeit
entsprechend verlängert.
Damit wäre sie die längste aller
bisherigen SNBPräsidenten.

Im Interesse von Jordan selbst,
der Nationalbank und der
SchweizerWirtschaft ist es aber
dringend notwendig, sich über
eine gute Nachfolgeregelung
bereits jetzt Gedanken zu
machen und sie auch ein
zuleiten. Das würde Last von
Jordan nehmen und ihmwenn
nötig ermöglichen, sich früher

zurückzuziehen. Bei der SNB
könnte so zudem die
Diskussion um eine für die
Zukunft angepasste und nach
haltige Geldpolitik eingeleitet
werden: Jene der letzten Jahre
mit Negativzinsen und
Devisenmarktinterventionen
ist aus der Not geboren.

Als Jordan im Jahr 2012 zum
Präsidenten der Nationalbank
erkoren wurde, geschah
das auch aus einer Notlage.
Der damalige Präsident
Philipp Hildebrand musste

wegen Devisengeschäften
im Zusammenhang mit
seiner damaligen Frau
zurücktreten.

Die Amtsübergabe verlief
damals problemlos: Mit
Thomas Jordan stand der
perfekte Ersatz zur Verfügung,
weil er die Politik der
Notenbank schon seit 1997
mitgeprägt hat, zuletzt als
Vizepräsident.

Aktuell ist nicht klar, wer
Jordan dereinst ersetzen könn

te. Die übrigen Mitglieder des
Präsidiums standen bisher in
seinem Schatten und bringen
nicht den Hintergrund mit wie
damals Jordan. Jetzt ist der
Zeitpunkt, um eine Ablösung
an der SNBSpitze zumindest
vorzubereiten.

Es ist Zeit, sichmit der Nachfolge zu befassen
Als Präsident dominiert Thomas Jordan die SNB. Eine Nachfolgeplanung wäre in seinem eigenen Interesse – und in jenem der Schweiz.

Markus Diem
Meier

Aktuell ist nicht
klar, wer Jordan
dereinst
ersetzen könnte.

ProximaCentauri b DieEntdeckungvonProximaCentauri bweckte2016dieHoffnung,aufdemPlanetenLebenzu finden–oder ihngar
bewohnenzukönnen.Erumkreist den4,2LichtjahrevonderErdeentferntenSternProximaCentauri.Dasmacht ihnzumerdnächsten
bisherentdecktenExoplaneten.Eswürde jedochstolze6300 Jahredauern,mit einemRaumschiff hinzufliegen. (red) Foto: Keystone
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Jacqueline Büchi

Rui Biagini aus Zollikon ZH hat
drei Buben. Drei, sieben und
neun Jahre alt. Der Vater ist be-
sorgt: «Wollen wir wirklich ein-
fach zuschauen,wie unsere Kin-
der durchseucht werden?» Die
Corona-Krise war für ihn ein
politisches Erweckungserlebnis:
Zusammen mit Dutzenden an-
deren Eltern sammelt er derzeit
Unterschriften für die Petition
«Protect the Kids». Sie fordert
eine generelle Maskenpflicht an
Schulen, präventivesTestenmin-
destens zweimal pro Woche so-
wie CO2-Messgeräte und Luft-
filter in jedem Klassenzimmer.

Eine andere Petition, die on-
line fleissig geteiltwird, trägt fast
denselben Namen: «Schützt die
Kinder». Doch die Ziele der bei-
den Projekte könnten unter-
schiedlicher nicht sein. Dieser
Vorstoss nämlich fordert ein
«Impfmoratorium für alle Kin-
der unter 16 Jahren».Unterstützt
wird er unter anderem von der
Gruppe «Eltern für Freiheit», die
auch gegen Massentests und
Maskenobligatorien an Schulen
kämpft. Auch sie argumentiert
mit dem Kindeswohl.

Wohl noch nie startete ein
Schuljahr in der Schweiz unter so
angespannten Bedingungen.An-
ders als im ersten Pandemiejahr
sind es jetzt die Kleinsten, die im
Fokusstehen.Fürunter12-Jährige
gibt es noch keine Impfung gegen
Covid-19. Die dominante Delta-
Variante ist deutlich aggressiver
als das ursprüngliche Virus, und
derBundesrat nimmt in derNor-
malisierungsphase explizit hö-
here Fallzahlen in Kauf.Das Klas-
senzimmerwird damit zur ideo-
logischen Kampfzone.

«Sehr laute Stimmen»
Der renommierte Bildungsöko-
nomStefanWolter sitzt seit Ende
des letzten Jahres in der wissen-
schaftlichen Corona-Taskforce
des Bundes und sagt: «Es gibt
im Moment von verschiedenen
Seiten sehr laute Stimmen, die
versuchen,diePolitikvorsichher-
zutreiben. Manche Eltern wollen
ihre Kinder am liebsten aus der
Schule nehmen, weil ihnen die
Schutzmassnahmenzu lasch sind
–anderedrohenmitdemgleichen
Schritt,weil sie sich an den regel-
mässigenTests stören.»Obes sich
dabei um lauteMinderheitenhan-
delt oder ob sie grössereTeile der
Bevölkerung repräsentieren, sei
dabei schwierig zu eruieren.

Fakt ist: In den Kantonen, in
denen das neue Schuljahr schon
vor einer oder zwei Wochen be-
gonnen hat, schiessen die Infek-
tionszahlen teilweise bereits
wieder in die Höhe. 138 positive
Fälle im Schulkontext meldete
Baselland am Freitag. Es gehört
zudenwenigenKantonen,die die
Ansteckungen in den Schulen
proaktiv ausweisen. Im bündne-
rischenMalansmusste eine Schu-
le wegen ungewöhnlich vieler
Corona-Fälle komplett schliessen.
Und auch derAargauerLehrerin-
nenverband schlägt auf Twitter
Alarm: Schon wieder seien Klas-
sen inQuarantäne–unddasCon-
tact-Tracing offenbar überlastet.

Oft haben solche Meldungen
anekdotischen Charakter. Denn
wie häufig es gesamthaft zu Co-
rona-Ausbrüchen und Quaran-

täneanordnungen in Klassen
kommt, war bis anhin nicht
bekannt. Das Bundesamt für
Gesundheit kommuniziert auf
Anfrage keine Daten, auch viele
Kantonewinken ab.Auf derWeb-
site Schulcluster.ch sammeln
privateAktivistinnenMeldungen
zu Corona-Fällen an Schulen,
aber ohneAnspruch aufVollstän-
digkeit. Sie markieren die Aus-
bruchsortemittelsWarnzeichen
auf einer Schweizer-Karte. Es
sind viele gelbe Dreiecke.

Nur im Promillebereich
Nun kommt erstmals etwas Licht
ins Dunkel: Diese Zeitung erhielt
Einsicht in ein Monitoring, das
die Erziehungsdirektorenkonfe-
renz seit März wöchentlich er-
stellte. Dieses zeigt: Bis zu den
Sommerferien bewegte sich der
Anteil der Klassen, die in Qua-

rantäne waren, jeweils im Pro-
millebereich. Bei den Primar-
schulen lag der Höchstwert im
April bei 0,54 Prozent der Klas-
sen, auf der Sekundarstufe im
März bei 0,23 Prozent.

«Anders ausgedrückt: In über
99 Prozent derKlassen findet der
Unterricht jeweils ganz normal
statt», so Bildungsforscher Wol-
ter. Er begrüsst, dass diese Zah-
len nun einer breiteren Öffent-
lichkeit bekannt werden. «Denn
wenn man zeitweise die Nach-
richtenverfolgte,konntemanden
Eindruck gewinnen, in den Schu-
len herrsche ein regelrechterFlä-
chenbrand.Das ist nicht derFall.»

Dennoch befürwortet Wolter
strenge Schutzmassnahmen, so-
lange die Fallzahlen hoch sind.
Das oberste Zielmüsse sein, dass
die Schulen nicht wieder ge-
schlossenwürden.Die Lernrück-

stände, die sich im Homeschoo-
ling bei gewissen Kindern einge-
stellt hätten, seien kaum mehr
aufzuholen – egal, wie viel Zeit
und finanzielle Ressourcen in
Nachhilfe gestecktwürden. «Der
Lockdown im letzten Jahr hat die
Unterschiede zwischen guten
und schlechten Schülernwie ein
Brennglas potenziert.»

Wieder ein Flickenteppich
Regelmässiges Testen an den
Schulen sei deshalb essenziell
und auch eine Maskenpflicht
weiterhin zu empfehlen. CO2-
Messgeräte, wie sie auch die
Taskforce und der Lehrerver-
band forderten, seien ohnehin
sinnvoll, soWolter, «um Infekti-
onen zu verhindern, aber auch,
weil in den Schulzimmern selbst
in normalen Zeiten häufig dicke
Luft herrscht».

In Realität zeigt sich heute ein-
malmehr ein Flickenteppichver-
schiedenerRegelungen.Während
beispielsweise die Schulen in
Baselland flächendeckend prä-
ventive repetitive Tests durch-
führen, verzichten der Thurgau
und St.Gallen auf solcheMassen-
tests. In Bern wird nur während
der ersten drei Schulwochen
getestet, Zürich und der Aargau
überlassen den Entscheid den
einzelnen Schulen.

Kindermöglichst schützen
CO2-Messgeräte oder Luftfilter
kommen erst inwenigen Gegen-
den flächendeckend zum Ein-
satz. In Luzern startet am Mon-
tag ein Pilotversuch mit Luft-
messungen in 18 Schulhäusern
mit 216 Klassenzimmern. Die
Kosten belaufen sich für das
Pilotjahr auf 50’000 Franken,wie
Kommunikationschefin Regula
Huber sagt. In Baselland stehen
allen kantonalen Schulen Mess-
geräte zur Verfügung. In Grau-
bünden, Solothurn und der
Waadt befinden sich ähnliche
Projekte im Aufbau.

Eine Unterstützerin der Peti-
tion «Protect The Kids» ist Alt-
Nationalrätin Chantal Galladé.
Sie ist heute Schulpräsidentin im
Winterthurer Schulkreis Töss –
und hat gemeinsammit derChe-
fin eines anderen Schulkreises
CO2-Messgeräte bestellt. Dazu
kommen präventiveTests für alle
Kinder ab dem zweiten Kinder-
garten. Galladé sagt: «Niemand
hat diese Kinder gefragt, ob sie
durchseuchtwerdenwollen.Also
sindwir es ihnen schuldig, sie so
gut als möglich zu schützen.»

Gross sind die Unterschiede
auch inderArt undWeise,wie die
KantonsärztemitCorona-Ausbrü-
chen in Klassen umgehen. Stefan
Wolter sagt: «Wir kennen ver-
gleichbare Fälle, bei denen eine
Klasse komplett in die Quarantä-
ne gesteckt wurde – und in einer
anderengarnichts passierte.»Die
teilweise «erratischen Entschei-
de» seien dem Vertrauen der El-
ternschaft indie Sicherheit anden
Schulen nicht gerade zuträglich.

«Etwas erstaunt» zeigt sichder
Bildungsökonom darüber, dass
etwa der Lehrerverband das
Schulpersonal nicht entschiede-
ner zum Impfen aufgerufen hat.
«Denn wenn sich die Erwachse-
nen impfen, ist das der beste
Schutz für die Kinder.» Zumin-

dest so lange, bis auch für die
Kleineren eine Impfung freigege-
ben wird. «Ein frühzeitiger und
dezidierterAufruf zum Impfen an
die Lehrerschaftwäremutigerge-
wesen als die blosse Forderung
nach CO2-Messgeräten.»

Eine Impfung für kleine Kin-
der dürfte frühestens im kom-
menden Jahr verfügbar sein. Für
die Jugendlichen über 12 Jahren
ändert sich die Situation dem-
nächst: Schon Ende dieser Wo-
che dürfte die Eidgenössische
Impfkommission fürdieseAlters-
gruppen eine überarbeitete Impf-
empfehlung präsentieren,wie ihr
Präsident Christoph Berger auf
Anfrage bestätigt. Galt die Emp-
fehlung bislangvor allem fürKin-
deraus derRisikogruppe und sol-
che, diemit besonders gefährde-
ten Personen zusammenleben,
wird sie nun voraussichtlich auf
alle Jugendlichen ausgeweitet.

Von denMitschülern lernen
Kritisch sieht Bildungsexperte
Wolter denTrend, die Kinder aus
der Schule zu nehmen und selbst
zu unterrichten. «Den Eltern ist
häufig nicht bewusst,wie viel die
Kinder sozial und schulisch von
ihren Mitschülerinnen lernen.»
Dass manche Mütter und Väter
Angst hätten, sei aber verständ-
lich. Denn die Gefahr, dass sich
Kinder mit Delta ansteckten, sei
real – auchwenngesundheitliche
Langzeitfolgen bei den Kleinsten
äusserst selten seien.

Rui Biagini kann mit dieser
Argumentationwenig anfangen.
«Das Wort ‹selten› verliert jegli-
che Bedeutung,wenn das eigene
Kind betroffen ist.» Neben Long
Covid drohe auch das Pims-Syn-
drom, eine seltene, aber äusserst
schwere Entzündungskrankheit.
«Diese Kinder müssen häufig
intensivbehandelt werden. Für
die betroffenen Familien ist das
eine Riesenbelastung.»

DerVater spielte schonwieder-
holt mit dem Gedanken, seine
Kinderaus derSchule zunehmen.
Den Kita-Platz für den Kleinsten
hat er storniert. Selbst der Drei-
jährige trägt im Bus Maske. Dass
er seine Söhne impfen lässt,
sobald dies möglich ist, ist für
Biagini aufgrund der bisherigen
Datenlage klar. «Ichwürde keine
Sekunde zögern. Die Impfreakti-
onen sindmild, und die Impfung
reduziert das Risikovor allem für
Long Covid offenbar deutlich.»

Kampfzone Klassenzimmer
Daten aus den Kantonen Neue Zahlen zeigen erstmals, wie häufig Schweizer Schülerinnen und Schüler
tatsächlich in Quarantäne müssen. Elterngruppen erhöhen derweil den Druck.

Diese Kantone bieten präventive repetitive Tests in der Volksschule an
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Corona-Massentests in den Schulen

Grafik: mrue / Quelle: Kantone

Der Lehrer zeigt, wie es geht: Corona-Massentest im Schulhaus Brünnen in Bern. Foto: Raphael Moser


